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größten Auswüchse der Aussperrungspraxis, deren Reali­
sierung den Unternehmern auf Grund der veränderten 
Klassenkampfsituation Ohnehin nicht mehr wie früher 
möglich wäre.

Aufschlußreich ist übrigens der Widerspruch, in den 
sich das Bundesarbeitsgericht bei seiner Argumentations­
kette verstrickt. Obwohl es in dem Urteil 1 AZR 822/79 
eingestehen muß, daß die Gewerkschaften auf Grund der 
kapitalistischen Machtverhältnisse auf das Streikrecht an­
gewiesen sind — wörtlich: „Bei diesem Interessengegen­
satz wären Tarifverhandlungen ohne das Recht zum Streik 
im allgemeinen nicht mehr als .kollektives Betteln“ (Blan- 
pain)“ —25, kommt es nicht zu dem logischen Ergebnis, daß 
alle Maßnahmen, die diesem Recht entgegenwirken, ver­
boten sind.

Um dennoch seinen Entscheidungen den Anschein der 
Logik zu geben, teilt das Bundesarbeitsgericht die Streiks 
in „normale“ und in solche mit „übermäßiger Wirkung zu­
gunsten der Gewerkschaften“ ein, wobei es gegen die letz­
teren den Unternehmern „um der Verhandlungsparität 
willen ein Aibwehrkampfmittel“ zugesteht. In welchen Fäl­
len jedoch Streiks „die Gewichte übermäßig zugunsten der 
Gewerkschaften verschieben“ und zu einer „starken Unter­
legenheit der angegriffenen Arbeitgeber führen“ 26 — das 
entscheiden die Gerichte. Und damit schließt sich der Kreis 
einer reaktionären Rechtsprechung.

Konsequenzen für den weiteren Kampf der Arbeiterklasse 
gegen die Aussperrung

Die kritische Auseinandersetzung mit den jüngsten Ent­
scheidungen des Bundesarbeitsgerichts liefert wichtige An­
satzpunkte für den weiteren Kampf der Gewerkschaften 
in der BRD. Entscheidend für alle Überlegungen einer de­
mokratischen Alternativpolitik zur Aussperrung ist die Er­
kenntnis, daß die Aussperrung rechtswidrig ist und daß 
dies durch ein gesetzliches Verbot ausdrücklich verankert 
werden muß.27

Die Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts haben 
erneut deutlich gemacht, daß von der Rechtsprechung der 
höchsten Gerichte der BRD keine rechtsstaatliche Antwort 
auf das Phänomen Aussperrung zu erwarten ist. Die bis­
herige Position der BRD-Gewerkschaften, den Gesetzgeber 
als den Adressaten ihrer Forderung fallen zu lassen und 
sich an die Rechtsprechung als diejenige Institution zu 
wenden, die die Aussperrung als Rechtsfigur geschaffen 
hat, ist daher nicht aufrechtzuerhalten. Wenn in den 13 
Prüfsteinen des DGB zur Bundestagswahl 1980 das gene­
relle Verbot der Aussperrung als die einzig denkbare Al­
ternative (bezeichnet wird28, so heißt das gleichzeitig, sich 
nicht von den vom Bundesarbeitsgericht aufgestellten Prin­
zipien über die „Verhältnismäßigkeit der Aussperrung“ 
täuschen zu lassen, sondern das Urteil als eine Entschei­
dung der reaktionären Klassenjustiz zu bewerten, das im 
Interesse des Großkapitals die Aussperrungswillkür mit 
juristischen Mitteln absichert und das dazu beitragen soll, 
die Gewerkschaften in ihrem Kampf für soziale und de­
mokratische Rechte zu schwächen und sie auf „sozialpart­
nerschaftliche“ Positionen abzudrängen.29

Dem Einwand, daß das gegenwärtige parlamentarische 
Kräfteverhältnis in der BRD ein gesetzliches Verbot der 
Aussperrung illusorisch mache und höchstens die Gefahr 
heraufbeschworen werden könnte, die Situation der Ge­
werkschaften durch Erlaß eines etwaigen „Verbändegeset­
zes“ noch mehr zu verschlechtern, halten die progressiven 
Kräfte entgegen, daß die Gewerkschaften sich ihrer eige­
nen Kraft mehr bewußt werden müssen und nicht darauf 
verzichten dürfen, mit Hilfe einer verstärkten Öffentlich­
keitsarbeit den Klassencharakter der Aussperrung aufzu­
decken sowie charakteristische Formen des gewerkschaft­
lichen Kampfes, wie Solidaritätsstreiks oder Betriebsbeset­
zungen gegen die Aussperrungen, anzuwenden. Es ist da­
her zu begrüßen, wenn in der Gemeinsamen Erklärung

des DGB-Bundesvorstandes, der IG Metall und der IG 
Druck und Papier an die „Notwendigkeit der Entwicklung 
solidarischer Gegenwehr gegen die Aussperrung als Aus­
druck unternehmerischen Machtmißbrauchs“ 30 erinnert 

' wird und wenn der DGB-Vorsitzende H. O. Vetter ankün­
digt, daß zukünftig jede Aussperrung als eine Kriegser­
klärung an den gesamten DGB betrachtet werden muß.3l 

Die Frage, ob es zum gesetzlichen Verbot der Aussper­
rung kommt oder nicht, wird durch die Machtverhältnisse 
in der BRD und die politischen Kampfbedingungen der 
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